
Insgesamt wurden 107.145 Einsprüche geltend gemacht41 .

Einsprüche auf Eintragung in die Listen
Einsprüche auf Streichung aus den Listen
Einsprüche für eine Korrektur

32.854 (18.540) 56,40%
46.033 ( 7.217) 15,60%
28.258 (28.210) 99,08%

Davon wurden allein in Saarbrücken/Stadt 44.355 Einsprüche erhoben. Von den

107.145 Einsprüchen wurden demnach 53.967, d.i. 50,36%, angenommen. Von
den bedeutsameren Einsprüchen, also Einsprüche auf Eintragung oder Streichung,
wurden weniger als 30% für gültig erklärt
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Mit der "Verordnung betreffend die Einrichtung eines Obersten Abstimmungsge¬
richtshofes und von Kreisgerichten im Saarbeckengebiet sowie Verfahrensvor¬
schriften"43 mit Datum vom 7. September 1934 (in Kraft eine Woche nach Veröf¬
fentlichung im Amtsblatt) wurden ein Oberster Abstimmungsgerichtshof mit Sitz
in Saarbrücken und acht Kreisgerichte mit Sitz in den Kreishauptorten aufgestellt.
Die Inhaber der entsprechenden Ämter, vom Präsidenten bis zum Gcrichtsschrei-
ber, wurden vom Präsidenten des Völkerbundsrates auf Vorschlag des Dreieraus¬
schusses berufen. Alle Richter sowie die den Gerichten zugeteilten Beamten leiste¬

ten ihren Amtseid vor dem Präsidenten des OAGH, der selbst seinen Eid vor dem
Präsidenten des Völkerbundsrates ablegte. Beauftragung und Verantwortlichkeit
wurden hieraus nochmals deutlich; besonders hervorzuheben ist der Umstand, daß
im Berufungsverfahren der OAGH endgültig unter Ausschluß der ordentlichen
Gerichte entschied. Die Zuständigkeit der Abstimmungsgerichte (Art. 12) er¬

streckte sich auf "Strafbare Handlungen" (1.) gegen die Mitglieder der Regie¬

rungskommission, der Abstimmungskommission und die Beamten und Angestell¬
ten, die den mit Rücksicht auf die Abstimmung eingesetzten Organen zugeteilt wa¬
ren, sowie ihre Familienangehörigen und die in ihrem Dienste stehenden Perso¬

nen; (2.) gegen die Güter, die den mit Rücksicht auf die Abstimmung eingesetzten
Organen gehörten oder zur Ausübung ihres Amtes erforderlich waren; (3.) gegen
die Güter der o.a. Personen. Der OAGH und die Kreisgerichte waren ebenfalls
ausschließlich zuständig für die strafbaren Handlungen, die in der Wahlordnung
für die Volksabstimmung vorgesehen waren, und für solche, die in besonderen
Verordnungen bezeichnet wurden.

Richter Bindo Galli, der Leiter der Expertenkommission beim Dreierausschuß,
wurde vom Rat zum Präsidenten des OAGH ernannt; Vizepräsident wurde der Ire
Creed Meredith, weitere Richter waren der Norweger Herman Reimers, der

41 SDN JO 15, 1934, S. 1.671. Die Zahlen in Klammem geben die Anzahl der angenommenen Einsprüche

an. Der Skandal um die betrügerischen Eintragungen in den Abstimmungslisten hatte solche Ausmaße

angenommen, daß OB Neikes seine Verwaltung, die im Verdacht stand, die Deutsche Front in übertrie¬

bener Weise begünstigt zu haben, in der Presse in Schutz nahm: Artikel von J. Revire, in "La Liberté" v.

28.10.1934 (Neikes als "erklärter Hitlerianer").
42 Zu bes. typischen Fällen von Personen, die in die amtlich erstellten Listen zunächst nicht eingetragen

waren, s. H.-W. Herrmann, Das Schicksal, S. 375-377,
43 Amtsblatt der Reko des Saargebietes 1934, S. 368-373.
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